
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Ist Haifischfleisch Walfischfleisch – Fehlvorstellungen beim Grundstückskauf 
- Eine Entscheidungskommen�erung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
BGH, Urteil vom 23.06.2023 – V ZR 89/22 

 
 
Vertragsauslegung in Zweifelsfällen 
 
Verträge sind - abgesehen von einfachsten Geschä�en des täglichen Lebens – selten in jeder Hinsicht 
eindeu�g. Häufig bedarf es daher der Auslegung, für die das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) in den §§ 
133 und 157 Hilfestellungen gibt. Danach ist bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche 
Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinn des Ausdrucks zu ha�en. Verträge sind so 
auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssite es erfordern. 
 
Vor diesem Hintergrund hat schon das Reichsgericht in einem Urteil vom 08.06.1920 einen Fall zu 
entscheiden, der seitdem in der juris�schen Ausbildung als Schulfall verwendet wird. Die Entscheidung 
würde auch heute in gleicher Weise getroffen. 
 
Der dor�ge Kläger kau�e im November 1916 beim dor�gen Beklagten 214 Fass Haakjöringsköd aus 
Norwegen, das sich auf einem von Norwegen kommenden Dampfer auf dem Weg zum Hamburger 
Hafen befand. Beide gingen davon aus, dass es sich bei Haakjöringsköd um Walfleisch handele. 
Tatsächlich bezeichnet „Haakjöringsköd“ im Norwegischen jedoch Haifischfleisch. Ende November 
1916 zahlte der Kläger den vollen Kaufpreis an den Beklagten. 
 
Beim Eintreffen des Dampfers stellte sich heraus, dass die Fässer Haifischfleisch enthielten, für das es 
in Folge des Ersten Weltkriegs Einfuhrbeschränkungen gab, sodass die staatliche Zentral-
Einkaufsgesellscha� die Ladung beschlagnahmte und dem Kläger einen Übernahmepreis zahlte, der 
jedoch um fast 50.000 Mark niedriger war als der von ihm gezahlte Kaufpreis. Diese Differenz verlangte 
der Kläger vom Beklagten. Die Vorinstanzen verurteilten den Beklagten, seine Revision hate beim 
Reichsgericht keinen Erfolg. 
 
Entscheidend für die Lösung war die Auslegung des Vertrags. Beinhalte dieser den Verkauf von 
Haifisch- oder Walfischfleisch? Das Reichsgericht entschied, dass ein Vertrag über Walfleisch zustande 
gekommen war, obwohl beim Vertragsschluss beide Parteien den Ausdruck Haakjöringsköd verwendet 
haten. Die Parteien haten hier subjek�v etwas anderes gewollt, als sie objek�v erklärten. Sie haben 
sich somit beide in gleicher Weise über den Inhalt ihrer Erklärungen geirrt. Es bestand daher kein 
Anlass, sie am Wortsinn „Haifischfleisch“ festzuhalten. 
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Maßgeblich war, dass die Vertragsparteien dasselbe wollten. Die übereins�mmende 
Falschbezeichnung spielte keine Rolle. Es gilt - in der juris�schen Sprache – der Grundsatz falsa 
demonstra�o non nocet („falsche Bezeichnung schadet nicht“). 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Bei dem Fall, den der BGH am 23.06.2023 zu entscheiden hate, ging es vor allem um die Frage, ob der 
Sachverhalt gebot, den Grundsatz falsa demonstra�o non nocet anzuwenden. 
 
Mit notariellem Vertrag vom 09.12.2009 verkau�en die Beklagten den Klägern ein mit einem 
Wohnhaus bebautes Grundstück zum Preis von 270.000 €. Als Kaufgegenstand war in der 
Notarurkunde das Flurstück 291/3 genannt. Die Kläger gingen bei Vertragsschluss irrtümlich davon aus, 
dass hierzu auch das angrenzende, 19 m² große Flurstück 277/22 gehöre. Tatsächlich steht dieses 
Flurstück jedoch im Eigentum eines Driten, der es nunmehr von den Klägern als den Besitzern in 
einem weiteren Strei�all herausverlangt. 
 
Die Kläger begehren die Rückabwicklung des Vertrages sowie die Feststellung, dass die Beklagten sie 
von sämtlichen sich im Zuge der Rückabwicklung ergebenden materiellen Schäden freizustellen haben. 
Das Landgericht hat die am 28.12.2020 eingegangene Klage abgewiesen. Die dagegen gerichtete 
Berufung der Kläger hat das Oberlandesgericht durch Beschluss zurückgewiesen. Mit der von dem BGH 
zugelassenen Revision, deren Zurückweisung die Beklagten beantragen, verfolgen die Kläger ihre 
Klageanträge weiter. 
 
Eine solche Revisionszulassung durch den BGH bedeutet nicht, dass der Revisionsführer gesteigerte 
Aussichten auf Erfolg seines Begehrens häte. Denn der BGH lässt die Revision unabhängig von den 
Erfolgsaussichten zu, wenn entweder die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder die 
Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 
Revisionsgerichts erfordert. 
 
Vorliegend konnte der BGH mangels geeigneter Tatsachenfeststellungen durch das Berufungsgericht 
nicht feststellen, dass Anspruch der Kläger, sein Bestehen unterstellt, verjährt gewesen wäre oder dass 
es sich bei dem Grundstück 277/22 um eine so untergeordnete Fläche handelte, dass der Rücktrit 
schon deshalb ausgeschlossen gewesen wäre.  
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Die Entscheidungsgründe 
 
Diese Fragen konnten indessen offenbleiben, weil schon aus anderen Gründen den Klägern kein 
Rücktritsrecht zur Seite stand. Denn, so der BGH, der Kaufgegenstand sei allein das Hausgrundstück 
291/3 gewesen, nicht das Flurstück 277/22. Zu diesem Ergebnis gelangt der BGH durch Auslegung des 
notariellen Vertrags. 
 
Ausgangspunkt der Auslegung ist stets der Wortlaut einer Vereinbarung, daneben hat die Auslegung 
aber weitere Aspekte, etwa die Entstehungsgeschichte des Vertrags, die Äußerungen der Parteien vor 
dem Vertragsschluss und die Interessenlage der Parteien, zu berücksich�gen, also Umstände, die 
außerhalb der Vertragsurkunde liegen und für einen Driten nicht oder nicht ohne Weiteres zu 
erkennen sind. 
 
Bei notariell zu beurkundenden Verträgen gelten aber Einschränkungen für diese Regel, da 
anzunehmen ist, dass die Parteien unter der Leitung des Notars das erklären, was sie tatsächlich auch 
erklären wollen. 
 
Allerdings können für die Auslegung eines der notariellen Beurkundung bedür�igen Vertrags nach der 
Rechtsprechung des BGH auch außerhalb der Urkunde liegende Umstände im Einzelfall herangezogen 
werden. Dies setzt aber grundsätzlich voraus, dass der rechtsgeschä�liche Wille der Parteien in der 
Urkunde einen, wenn auch nur unvollkommenen, Ausdruck gefunden hat. Einen solchen sah der BGH 
vorliegend nicht. Der Wortlaut des Vertrags bezog sich eindeu�g nur auf das Hausgrundstück. 
 
Allerdings grei� das Erfordernis des zumindest andeutungsweisen Niederschlags des Vereinbarten in 
der Urkunde ausnahmsweise nicht bei einer versehentlichen Falschbezeichnung, einer falsa 
demontr�o. Es muss dann allerdings feststehen, dass die Vertragsparteien in der Erklärung Begriffe 
anders als nach dem Wortsinn verstanden haben oder mit Flurstück- oder Grundbuchangaben andere 
Vorstellungen über den verkau�en Grundbesitz verbunden haben. Beurkundet ist in diesem Fall das 
übereins�mmend Gewollte.  
 
Anders ist das jedoch wiederum, wenn es nicht um den Kaufgegenstand selbst geht, sondern um seine 
Eigenscha�en oder Beschaffenheiten. Fehlt es hier an einem Niederschlag im Vertragstext, liegt keine 
Falschbezeichnung vor, sondern es fehlt an dem notwendigen entsprechenden Rechtsbindungswillen. 
 
Eine Falschbezeichnung des verkau�en Grundstücks konnte der BGH vorliegend nicht ermiteln. Eine 
solche läge zum Beispiel vor, wenn die Parteien die Parzellenbezeichnung verwechseln, eine von 
mehreren verkau�en Parzellen in der Urkunde vergessen, wenn irrtümlich im Vertragstext das gesamte 
Grundstück aufgeführt ist, aber nur die Veräußerung eines Teilgrundstücks vereinbart war, oder eine 
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Parzelle nicht im Text aufgeführt wurde, die aber nach den Umständen des Einzelfalls mitverkau� sein 
sollte. Bei allem handelt es sich um engumgrenzte Ausnahmen. 
 
Eine solche Ausnahme liegt im Allgemeinen nicht mehr vor, wenn die vermeintlich mitverkau�e 
Parzelle nicht im Eigentum des Verkäufers steht, weil dieser regelmäßig nicht fremde Grundstücke 
veräußern will. Das ändert sich auch dann nicht, wenn die Grundstücke scheinbar eine Einheit bilden, 
etwa weil sie gemeinsam eingefriedet sind. Ein anderes Ergebnis ist nur gerech�er�gt, wenn 
besondere und gewich�ge Indizien für einen abweichenden Willen der Parteien sprechen. 
 
Hier kam die Anwendung des Grundsatzes falsa demonstra�o non nocet vor allem aber deshalb nicht 
zur Anwendung, weil nur die Kläger einer falschen Vorstellung unterlagen, nur sie nahmen an, die 
Parzelle 277/22 sei mitverkau�. Das ist selbst dann nicht anders zu beurteilen, wenn die Beklagten bei 
den Klägern diese Fehlvorstellung geweckt oder zumindest erkannt häten. Eine Einigung über die 
nicht im Eigentum der Beklagten stehende Parzelle ist damit gerade nicht verbunden. Der BGH geht 
sogar noch einen Schrit weiter: „Und selbst wenn auch die Beklagten davon ausgegangen sein sollten, 
dass das Flurstück des Nachbarn (277/22) Bestandteil ihres eigenen Grundstücks (291/3) war, sind 
keinerlei Anhaltspunkte festgestellt oder von der Revision vorgebracht, die ausnahmsweise auf den 
auch von den Klägern so zu verstehenden Willen der Beklagten hindeuten könnten, mehr verkaufen zu 
wollen als das, was nach dem Grundbuch und dem Liegenscha�skataster in ihrem Eigentum stand. 
Hierfür genügt, … , insbesondere die gemeinsame Besich�gung nicht.“ 
 
In dieser Situa�on richtet sich der Blick des Gerichts auf eine weitere Facete des Falls. 
 
Häten die Beklagten einen Irrtum der Kläger über den Umfang des zu verkaufenden Grundstücks 
hervorgerufen oder einen solchen Irrtum erkannt, aber nicht berich�gt, käme eine Inanspruchnahme 
der Beklagten wegen Verschuldens bei den Vertragsverhandlungen (culpa in contrahendo) in Betracht. 
Eine Ha�ung der Beklagten dem Grunde nach wäre dann auch nicht davon abhängig, ob sie nur 
fahrlässig oder sogar vorsätzlich gehandelt haben. 
 
Ein solcher Anspruch könnte zwar unter Umständen auf Rückabwicklung gerichtet sein, wenn die 
versprochene Leistung, hier also (nur) das Flurstück 291/3, ohne das Flurstück 277/22 für die Zwecke 
der Kläger nicht geeignet wäre und hierin der Schaden bestünde. Ein solcher Anspruch, wiederum sein 
Bestehen unterstellt, wäre aber verjährt gewesen. Es bedur�e deshalb keiner weiteren Au�lärung des 
Sachverhalts und der BGH konnte abschließend entscheiden und die Revision der Kläger zurückweisen. 

 


